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EGÖD-Antwort auf die Mitteilung der Kommission hinsichtlich der Überprüfung 

der Richtlinie 93/104/EG über bestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung 
(KOM (2003) 843 endgültig) 

 
Vom EGÖD-Exekutivausschuss am 4. – 5. März 2004  angenommen 

 
 
Zusammenfassung der EGÖD-Position: 
 
• Die individuelle Ausnahmeregelung (Opt-out) (Artikel 18, Absatz 1 Buchstabe b Ziffer 

i) ist keine existenzfähige Lösung. Die Ausnahmeregelung wird von einer 
bedeutenden Zahl an Mitgliedstaaten insbesondere in ihren jeweiligen 
Gesundheitssektoren aus wirtschaftlichen Gründen angewendet und ignoriert dabei 
den Schutz von Gesundheit und Sicherheit als gesetzliche Grundlage der Richtlinie. 

 
• Die Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofs in den Rechtssachen SIMAP 

und Jaeger müssen respektiert werden. 
 
• Wenn auch die wirtschaftlichen Auswirkungen der Urteile bedeutend sind, so können 

die Gesundheits- und Sicherheitsstandards nicht aus wirtschaftlichen Gründen 
gemindert werden. 

 
• Der soziale Dialog auf europäischer Ebene (sektoral und branchenübergreifend) 

sollte Lösungen für die Konsequenzen dieser Urteile entwickeln. 
 
• Da die Mitteilung sich vor allem auf den Krankenhaussektor (S. 19-23) bezieht, sollte 

die Europäische Kommission eine praktische Lösung der Probleme, die 
insbesondere im sozialen Dialog in diesem Sektor auf europäischer Ebene 
aufgeworfen werden, ermöglichen. 

 
• Nur für die Zwischenzeit ruft der EGÖD zur Bildung eines technischen Ausschusses 

zur Arbeitszeit auf. 
 
• Die Kommission sollte die echte Verpflichtung zur Anwendung der Bestimmungen 

der Richtlinie zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Berufs- und Familienleben klar 
signalisieren. 

 
 
 
Einführung 
 
Der Europäische Gewerkschaftsverband für den öffentlichen Dienst (EGÖD) vertritt mehr als 
8 Mio. ArbeitnehmerInnen im öffentlichen Dienst, einschließlich 3 Mio. ArbeitnehmerInnen im 
Gesundheits- und Krankenhaussektor. Eine Liste der nationalen Mitglieder mit Vertretern im 
Krankenhaussektor ist beigefügt (Hinweis an den Exekutivausschuss: wird der endgültigen 
Fassung beigefügt). 
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Der breitere politische Fokus und tatsächlich auch ein Großteil des technischen Inhalts der 
Kommissionsmitteilung liegt auf dem Krankenhaussektor; allerdings möchte der EGÖD die 
Kommission daran erinnern, dass die Arbeitszeitrichtlinie und insbesondere die durch die 
Mitteilung aufgeworfenen Fragen größere Auswirkungen haben. Im öffentlichen Dienst sind 
z. B. auch Einrichtungen wie die Kinder- und Altenpflege, der Strafvollzug und die 
Polizeiarbeit betroffen. Der EGÖD möchte ebenfalls betonen, dass sich dieses Problem auch 
auf Niedriglohnarbeiter bezieht: Institutionalisierte Überstunden aufgrund der Notwendigkeit, 
unzureichende Basislöhne auf ein Gehalt zu erhöhen, von dem man leben kann, stehen im 
direkten Bezug zu der ungleichmäßigen Anwendung dieser Richtlinie. 
 

In der Mitteilung heißt es: „Die Kommission bittet die Adressaten dieser Mitteilung, sich zur 
Notwendigkeit einer Überarbeitung des derzeitigen Textes oder anderer, nicht 
notwendigerweise gesetzgeberischer Initiativen zu äußern”1. Fünf Hauptpunkte werden 
festgemacht: 
 
1. die Bezugszeiträume; 
2. die Auslegung des Arbeitszeitkonzepts durch den Gerichtshof in den Rechtssachen 

SIMAP und Jaeger; 
3. die Anwendung des individuellen Opt-out; 
4. die Vereinbarkeit von Berufs- und Familienleben; 
5. die Möglichkeit eines umfassenden Ansatzes bei der Behandlung dieser Fragen. 

 
 

1. Die Bezugszeiträume 
 
Die Arbeitszeitregelungen, die auf der Grundlage von Aspekten der Gesundheit und 
Sicherheit angenommen wurden, müssen den Beschäftigten sichere Arbeitsbedingungen 
gewährleisten. Die einzige gesetzliche Grundlage für die Arbeitszeitrichtlinie ist der Schutz 
der Gesundheit und der Sicherheit. Dies räumt den ArbeitnehmerInnen den 
angemessenen Schutz ein. Der Aspekt der Gesundheit und Sicherheit ist im Zusammenhang 
mit den ArbeitnehmerInnen im Gesundheitswesen nicht nur eine Frage guter 
Arbeitsbedingungen, sondern kann auch tief greifende Auswirkungen auf die Patienten 
haben. Probleme der Übermüdung und geminderten Konzentrationsfähigkeit sind nicht nur 
für die Gesundheit und Sicherheit des einzelnen Arbeitnehmers von entscheidender 
Bedeutung, sondern auch wesentlich im Kontext der Patientenversorgung.  
Nach umfassender Konsultation mit unseren Mitgliedern vertritt der EGÖD die Meinung, 
dass es einen beachtlichen Missbrauch der ursprünglichen Absicht der Artikel 17 und 18 als 
Bestimmungen für eine Ausnahmeregelung gibt.  
 
Daher ist der EGÖD der Ansicht, dass die Bezugszeiträume, wie sie in der Einleitung der 
Mitteilung umrissen werden, als Norm angesehen werden sollten. Jedwede Ausnahme 
hiervon MUSS durch Tarifverträge erfolgen. 

 
 

2. Die Auslegung des Arbeitszeitkonzepts durch den Gerichtshof in den Rechtssachen 
SIMAP und Jaeger 

 
Der EGÖD vertritt klar die Ansicht, dass Arbeitszeitbedingungen Sache der 
Arbeitsmarktparteien (Sozialpartner) sind. Bleibt noch die Frage, wie die Empfehlungen der 
Urteile am besten praktisch angegangen werden. Daher ist es nur natürlich, Verhandlungen 

                                                 
1 Mitteilung der Kommission (2003) 843 endgültig, S. 26 
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zwischen den Arbeitsmarktparteien über diese Angelegenheit aufzunehmen – sowohl auf 
europäischer als auch auf nationaler Ebene. 
Es kommt nicht in Frage, weder gesetzlich noch politisch, dass Überprüfungen der 
Arbeitszeitrichtlinie aufgrund von wirtschaftlichen oder Kapazitätskriterien stattfinden. Der 
EGÖD hegt das starke Bedenken, dass in der Mitteilung Versuche unternommen werden, 
Auswirkungen der Urteile SIMAP und Jaeger auf die nationalen Haushalte zu projizieren2. 
Dies geht weit über den Zweck der Richtlinie hinaus, ist spekulativ und könnte als eine 
Einladung interpretiert werden, die Gesundheits- und Sicherheitsstandards zu senken. 
 
Alle Parteien müssen das Urteil des Europäischen Gerichtshofes sowohl in der Rechtssache 
IMAP als auch in der Rechtssache Jaeger anerkennen und nach einer adäquaten 
Umsetzung streben. 
 
 
3. Die Anwendung des individuellen Opt-out 
 
Der EGÖD macht sich Sorgen um die Auslegung der Urteile SIMAP und Jaeger in 
bestimmten Mitgliedstaaten, die die Opt-out-Möglichkeit als Regel und nicht als die 
Ausnahme angewendet haben, als die sie ursprünglich beabsichtigt war, mit dem einzigen 
Ziel diese Urteile zu umgehen. Dies ist kein nachhaltiger strategischer Ansatz. Es ist 
außerdem bedenklich, dass verschiedene Länder dabei sind, nationale Gesetzgebungen 
vorzubereiten, die der „Opt-out“-Bestimmung ähnlich sind. Für den EGÖD heißt dies: „Alle 
Mitgliedstaaten, die das Opt-out in ihre Gesetzgebung übernommen haben, taten dies 
ausschließlich für den Gesundheitssektor (mit Ausnahme Luxemburgs)”.3 
Im Vereinigten Königreich erfolgte die Anwendung des Opt-out im Krankenhaussektor auch 
aufgrund von Kapazitätsproblemen, was in der Mitteilung der Kommission hervorgehoben 
wird, und geschah unnötigerweise aufgrund von Arbeitszeitvereinbarungen, die Probleme 
um die Brennpunkte Kapazität und Belegschaft anerkennen. 
 
Die Opt-out-Möglichkeit hat sich als schwer zu überwachen, leicht zu missbrauchen und 
gefährdend für die Anwendung adäquater Gesundheits- und Sicherheitsstandards erwiesen. 
Der EGÖD empfiehlt, sie zu streichen.  
 
 
4. Die Vereinbarkeit von Berufs- und Familienleben 
 
Die Vereinbarkeit von Berufs- und Familienleben ist selbstverständlich seit langem ein 
politisches Ziel des EGÖD gewesen. Im Zusammenhang mit der Arbeitszeitrichtlinie ist der 
Punkt, den der EGÖD insbesondere hervorheben möchte, dass die Existenz von Opt-out 
und Ausnahmeregelungen durch Artikel 17 als Barriere für die Inangriffnahme von 
Problemen der Work-Life Balance fungiert. Solange die Möglichkeit langer Arbeitszeiten als 
„Notlösung“ besteht, gibt es keinen Anreiz dafür, neue, ausgeglichene 
Beschäftigungsmodelle zu entwickeln.  
 
Die Opt-out-Möglichkeit stellt ein erhebliches Hindernis für die Vereinbarkeit von Berufs- und 
Familienleben dar. 
 
 
5. Die Möglichkeit eines umfassenden Ansatzes bei der Behandlung dieser Fragen 
 

                                                 
2 Ibid, Absatz 1, S. 23 
3 Mitteilung der Kommission hinsichtlich der Überprüfung der Richtlinie 93/104/EG über bestimmte Aspekte 
der Arbeitszeitgestaltung S. 17, Abschnitt 2.2.2 
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Der EGÖD ist als der anerkannte Sozialpartner im Krankenhaussektor besonders gut 
positioniert, einen Beitrag zur konstruktiven Inangriffnahme dieses Problems in einem 
sektoralen sozialen Dialog zu leisten. Wie der Europäischen Kommission bekannt ist, 
beteiligt sich der EGÖD an der Entwicklung des sozialen Dialogs im Krankenhaussektor auf 
europäischer Ebene. Weitere Informationen finden Sie unter www.eurocarenet.org. Die 
Bedeutung und die wirkliche Dringlichkeit der Entwicklung dieses Dialogs wurden durch die 
schnellen Arbeitszeitentwicklungen in dem Sektor deutlich gemacht. Daher bittet der EGÖD 
die Europäische Kommission, den europäischen Arbeitgeberorganisationen im 
Krankenhaussektor zu verdeutlichen, welche Vorteile eine Diskussion dieser Angelegenheit 
im Kontext des sektoralen sozialen Dialogs hat, bei gleichzeitigem Respektieren der 
Eigeninitiativaspekte des sozialen Dialogs. 
 
• Angesichts der tief greifenden Arbeitszeitentwicklungen in dem Sektor sollte die 

Europäische Kommission die Formalisierung des sektoralen sozialen Dialogs im 
Krankenhaussektor erleichtern. 

 
• Die Europäische Kommission sollte die Tatsache öffentlich anerkennen, dass ein sozialer 

Dialog im Krankenhaussektor das Problem zunichte machen würde, dass der 
Europäische Gerichtshof de facto als politischer Entscheidungsträger in Sachen 
Arbeitszeit fungiert. 

 
• Der EGÖD möchte seinem Vertrauen Ausdruck geben, dass im Falle einer vollen 

Anerkennung der Urteile in den Rechtssachen SIMAP und Jaeger Schritte zur 
Identifizierung praktischer Antworten durch einen europäischen sozialen Dialog 
unternommen werden können.  

 
• Als Zwischenlösung schlägt der EGÖD vor, dass die Kommission mit dem EGB, dem 

EGÖD und dem CEEP (dem Europäischen Zentrum für Unternehmen mit staatlicher 
Beteiligung und für Unternehmen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse) eine 
technische Gruppe bildet, um mögliche Initiativen zu skizzieren, die die Entwicklung einer 
sektoralen Reaktion erleichtern. 
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